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Dienſtag den 25. März. 


Inland. 


Berlin den 20. März. Se. Majeſtät der 
König haben Allergnädigſt geruht: Dem Geſchäfts⸗ 
träger des Fürſten der Wallachei bei der Ottomani⸗ 
ſchen Pforte, von Ariſtarchi, den Rothen Ad⸗ 
ler⸗Orden dritter Klaſſe zu verleihen; und dem bei 
dem Patrimonialgerichte der Herrſchaften Heinrichau 
und Schönjohnsdorf angeſtellten Aſſeſſor Mücke die 
Annahme des ihm verliehenen Titels eines Königl. 
Niederländiſchen Juſtiz-Raths zu geſtatten. 


Berlin, den 20. März 1845. 

Heute erfolgte in der Kapelle des Königlichen 
Schloſſes zu Charlottenburg in Gegenwart Sr. 
Majeſtät des Königs und Ihrer Majeſtät der Kö⸗ 
nigin, der Durchlauchtigſten Aeltern, der Prinzen 
und Prinzeſſinnen des Königlichen Hauſes, der 
Hofſtaaten, der hohen Militair- und Civil-Behör⸗ 
den, fo wie mehrerer der hieſigen angeſehenen Geiſt— 
lichen, die Confirmation Sr. Königl. Hoheit des 
Prinzen Friedrich Karl Nikolaus, Soh⸗ 
nes Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Karl. 

Die heilige Handlung wurde durch den Ober— 
Hofprediger Ehrenberg verrichtet, welcher Sr. Kö⸗ 
niglichen Hoheit den Conſirmations-Unterricht er 
theilt hat, nachdem Höchſiderſelbe von dem Feldprobſt 
Bollert in der Religion war unterrichtet worden. 

Se. Königl. Hoheit legten das von Ihnen Selbſt 
aufgeſetzte Bekenntniß Ihres Glaubens ab, beant⸗ 
worteten die darüber vorgelegten Fragen und wur⸗ 
den durch die Einſegnung als Mitglied der evange⸗ 
liſchen Kirche aufgenommen. 


Se. Königl. Hoheit der Großherzog von 
Mecklenburg⸗Strelitz iſt nach Strelig zurück⸗ 
gereiſt. — Der General-Major und Commandeur 
der Zten Kavallerie-Brigade, von Flotow, iſt 
nach Stettin abgereiſt. 


Wilhelm von Humboldt über eine 
Preußiſche Volks verfaſſung. — Mei der 
Unſicherheit, welche trotz aller gurbeglaubigten Nach- 
richten über die hochherzige Abſicht des Königs von 
Preußen, das unvollendet gelaſſene Verfaſſungs⸗ 
Werk ſeines Vaters durch die Einführung von 
Reichsſtänden zum Abſchluß zu bringen, der Natur 
der Sache nach herrſchen muß, wird man ſich nicht 
beſſer über die Richtung, welche die Regierung bei 
ihrer Rückkehr auf den alten Weg einſchlagen möchte, 
belehren können, als wenn man den Faden dort wieder 
anknüpft, wo er abgeriſſen ward. Wilhelm von 
Humboldt war es, welcher bei feinem Eintritt in 
das preußiſche Miniſterium (14. Jan. 1849) in 
erſter Reihe mit den ſtändiſchen Angelegenheiten bes 
traut wurde; er war es, auf welchen zuletzt die Era 
wartungen des preußiichen Volkes ſich richteten, die 
jetzt mit neuer Zuverſicht ihrer Erfüllung aus der 
Hand des Königs ſelbſt entgegen ſehen. Wir kön— 
nen augenblicklich nicht näher auf die Verhältniſſe 
jener Zeit, die dicht um den Thron ſich entgegen tre— 
tenden Partheien und die Motive eingehen, wels 
che die Stockung des Verfaſſungs⸗Werkes herbeis 
führten, ſo viel Belehrung auch aus der Ge— 
ſchichte dieſer Jahre für die des heutigen Tas 
ges zu entnehmen wäre. Auch damals wurden 
Entwürfe und Gegenentwürfe über eine preußiſche 
Conſtitution eingereicht; der wichtigſten einer war 
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der von Humboldt, welcher freilich nicht bekannt 
gemacht und wie behauptet wird, gar nicht mehr 
vorhanden iſt, von dem aber doch fo viel mit Ge⸗ 
wißheit geſagt werden kann, daß er der Abſicht ei⸗ 
ner mächtigen, ſpäter ſiegreichen Parthei, welche 
nur Provinzialſtände wollte, entſchieden ger 
genübertrat. Im Uebrigen war auch er für eine 


allmählige, ſtufenweis ſortſchreitende Entwickelung 


des ſtändiſchen Weſens. Er begehrte für die Reichs- 
ſtände zunächſt nur eine berathende und be⸗ 
gutachtende Stimme, nur in zwei beſtimmten 
Fällen — bei Einführung neuer Steuern 
und bei Erhöhung der ſchon vorhandenen wollte 
er den Ständen eine mitbeſchließende Stimme 
zuerkannt wiſſen. Das vornehmſte Zeugniß über 
dieſe Anſichten, (welche in Guſt. Schleſiers Erinne- 
tungen an Wilhelm v. Humboldt auf ſehr anſchau— 
liche Weiſe auseinandergeſetzt werden) iſt in einem 
Schreiben enthalten, welches Humboldt am 29. 
Novpbr. verfaßt hat und das zuerſt von Dorow in 
ſeiner Schrift über den General von Witzleben 
veröffentlicht iſt. Ein Gutachten nämlich über das 
unter öſterreichiſchem Einfluß in Anregung gebrachte 
Projekt, neben dem Staatsminiſterium beſondere 
Provinzialminiſterien zu errichten, war für Hum⸗ 
boldt in jenem, wahrſcheinlich an den General von 
Witzleben gerichteten Schreiben die Veranlaſſung, 
nicht nur die Nichtigkeit dieſes Projekts nach⸗ 
zuweiſen, ſondern zugleich über die verwandte ſtän⸗ 
diſche Frage, nämlich ihre Untauglichkeit blo⸗ 
ßer Provinzialftände fein Urtheil abzugeben. 
Das that er in dem folgenden Schuß des Briefes, 
und gewiß verdient bei der gegenwärtigen neuen An⸗ 
regung derfelben Frage, dieſe Stimme vor allen ges 
hört zu werden. 

„Ein Bedenken möchte ich jedoch Ew. Hochwobl⸗ 
geboren mittheilen, da Ihr Auffag auf die Mög— 
lichkeit fo wichtiger Veränderungen in der Verwal- 
tungsorganiſation ſchließen läßt. Sie erwähnen 
ſelbſt des genauen Zuſammenhangs, der zwiſchen der 
Einrichtung der höchſten Verwaltungsbehörden und 
der Entſcheidung der Frage über die ſtändiſche Eins 
richtung iſt. Dieſer Zuſammenhang aber erſtreckt 
ſich viel weiter, namentlich auf die Einrichtung der 
Regierungen, die Eintheilung der Provinzen, ja 

ſelbſt auf die Stellung aller Beamten, vorzüglich 
der Landräthe. Ich geſtehe, daß ſo lange dieſe 
Frage ſchwebend if, wie fie denn ſeit dem Er: 
iheinen des Edikts von 1815 nicht an- 
ders als ſchwebend genannt werden kann, 
ich mir nicht getrauen würde, zu irgend einer an⸗ 
dern, als ganz unweſentlichen und in nichts bedeu⸗ 


tend eingreifenden Veränderung der jetzigen Geſchäfts⸗ 
verwaltung zu rathen. 


„In Rückſicht der Stände äußern Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren Ihre Meinung: daß allgemeine Stände 
nicht, wohl aber zunächſt Provinzialſtände zu gewär⸗ 
tigen ſind. Meine Ueberzeugung iſt, daß es ſehr 
bedenklich fein würde, Provinzialſtände, ohne allge— 
meine, zu errichten, und daß, wenn man beide, 
aber in einem Zwiſchenraume will, der Zwi— 
ſchenraum gleich bei der Einführung der 
erſtern unwiderruflich beſtimmt und nur 
ſehr kurz, auch, bei dieſer Einführung, 
der Plan für die allgemeinen ſchon voll— 
kommen feſtgeſetzt fein muß. Provinzial⸗ 
ſtände können nur für Propinzial-Zwecke dienen, 
und Allgemeines kann der Staat nicht durch fie er— 
reichen wollen. Hierin iſt die erſte Lücke. Denn 
wenn der Staat einmal Stände für nothwendig 
hält (und ohne dies muß er ſie nicht bilden,) ſo iſt 
es conſequenterweiſe unmöglich, daß in der Noth— 
wendigkeit nicht auch Dinge liegen ſollten, die nur 
durch allgemeine Stände erreichbar ſind, und für 
die man ſich nur mit Provinzialſtänden behilft. Doch 
iſt dies nur ein Mangel. 

„Wenn Provinzialſtände nur über Provinzial⸗ 
gegenſtände reden dürfen, wie dann dies ſtreng 
gehalten werden muß, und es keine Gelegenheit 
giebt, über allgemeine Maßregeln auf gleiche Weiſe 
zu ſprechen, ſo werden fie künſtlicher Weiſe der allge⸗ 
meinen eine proobinzielle Abſicht, ein einzelnes Inter— 
eſſe abzugewinnen ſuchen, und kein Reglement wird 
ſie hindern können, jene Schranken zu überſchreiten. 
Dies liegt in der Natur des Menſchen; auch wers 
den ſie ja durch die allgemeinen Maßregeln berührt; 


ſie können ſie drückend finden, und ſo iſt es natürlich 


kaum zu tadeln, wenn der Theil, der als Ganzes 
mit ſeinen Nebentheilen nicht reden darf, doch nun 
iſolirt für ſich ſprechen will. Entſteht dies aber, fo 
erwächſt der Regierung ein ungeheures Hinderniß. 
Wie ſoll ſie ſich mit vier, fünf, vielleicht noch mehr 
Verhandlungen, deren jede noch dazu, ihrer Stel— 
lung nach, die Sache aus einem einſeitigen Geſichts— 
punkte anfieht, über eine Maßregel verſtändigen? 
Dennoch werden die Bewohner der Provinz auf 
Seite ihrer Stände ſein. So ſindet die Regierung 
die Gemüther und die Stimmung überall gegen ſich 
und muß ſich gefaßt darauf machen, auch wenn ſie 
die Mahregeln mit Kraft durchſetzt, dieſen dumpfen 
inneren Widerſland wenigſtens nur partiell zu bes 
ſiegen. Dies iſt eine große, wahre, nicht eingebil⸗ 
dete Gefahr, mit jeder Einrichtung von Provinziale 
ſtänden verbunden und unausblelblich, wie beſchränkt 
ihre Rechte auch ſein mögen, ſobald ſie nur das 
Recht haben, zu ſprechen, und ihre Stimme als die 
Stimme ihrer Committenten gilt. 

„Die Provinzialſtände werden nothwendig in ih— 
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ren Anſichten getheilt ſein; es wird daraus mehr 
oder weniger die Gefahr einer Zerreißung des Staa⸗ 
tes, wenigſtens in der Gemüthsart und Stimmung, 
entstehen. Die Regierung wird daher mehr Schwie— 
rigkeit ſinden, weil ſie bei jeder Verſammlung tige⸗ 
ner Argumente bedürfen wird, und weil eine Pro⸗ 
vinzialverſammlung, ihrer Natur nach, einiger und 
einer fremden Anſicht ſogar weniger zugänglich iſt. 
Dagegen werden ſie ſich gegen die Pläne der Regie⸗ 
rung leicht gegenſeitig unterſtützen, und dies iſt eine 
zweite Gefahr. Kein noch jo ſcharfſtuniger Kopf 
kann ſich heraus nehmen, die Grenzen zwiſchen dem 
zu ziehen, was blos Provinzial-, und was allge⸗ 
meine Angelegenheit iſt. Der Staat wird ſich vor» 
behalten müſſen, ſelbſt dies im Einzelnen zu beſtim⸗ 
men. Dies wird aber wieder eine Quelle von Un⸗ 
zufriedenheit und Mißtrauen werden. Dann wer» 
den doch die Provinzialſtände dieſes ſogar in dem 
ihnen zuſtehenden Nechte der Beſchwerdeführung aus— 
üben, und welcher Miniſter wird nicht lieber eine 
von ihm vorgeſchlagene Maßregel vor einer, aus 
Männern von verſchiedenen Provinzen zuſammen— 
geſetzten Verſammlung, als gegen viele Verſamm⸗ 
lungen vertheidigen wollen? Mit iſolirten Pro- 
vinzialſtänden wird man keinen der Vortheile allge— 
meiner beſitzen, allein faſt alle Nachtheile und ganz 
neue, aus der Schiefheit der Lage entſtehende. 
Denn jede Provinzialverſammlung wird die fehlende 
allgemeine erſetzen und vorſtellen wollen, und ſchon 
der nothwendig werdende ewige Kampf gegen dies 
Streben iſt ſchädlich und gefährlich da, wo nur das 
höchſte Vertrauen und die höchſte Einigkeit herrſchen 
ſollte. 

„Dies ſind Nachtheile, die ich nebſt anderen ge⸗ 
ringern von allen daſtehenden Provinzialſtänden er⸗ 
warten würde. Augenblicklich werden die beiden 
jetzt nur zu laut gewordenen Parteien ſich darüber 
freuen. Die eine wird froh ſein, daß wenigſtens 
keine allgemeinen Stände entſtehen, die andere wird 
ſich Glück wünſchen, daß es wenigſtens nun Pro⸗ 
vinzialſtände giebt, und denken, daß die allgemei⸗ 
neu von ſelbſt nachfolgen müſſen. Die letztere 
wird Recht haben. Sie werden, wenn man 
4s auch wollte, kaum zu vermeiden fein, der Ges 
ſcäftsgang wird ſelbſt auf fie führen; die Schwie— 
rigkeiten, welche die Verwaltung bei den Provin⸗ 
zialſtänden finden wird, werden das Gefühl ihrer 
Nothwendigkeit erregen: Aber es wird ſehr bedenk⸗ 
luch fein, wenn die Regierung dies nicht gleich bei 
der Einrichtung der Provinzialſtände bedenkt, fie 
ſchon da vorbereitet und eigentlich mit jenen, wenn 
fie auch in der Zeit nachfolgen, geſtiftet hat. Fol⸗ 
gen allgemeine Stände erſt, wenn die Provinzial⸗ 
fände ſchon öfters verſucht haben, ihre Grenzen zu 


überſchreiten, ſo iſt es ſchon ſchlimm. Der Geiſt 
des Inſtituts iſt alsdann ſchon verdorben, und es 
iſt ſchwer ihn zu verbeſſern. 

„Der Ausſpruch des Staats, daß er die Stim⸗ 
me gewiſſer Perſonen für die Stimme des Volks ans 
ſehn will, iſt von einer ſolchen Wichtigkeit, daß 
man ſich dieſelbe nie zu groß denken kann, und 
keine menſchliche Weisheit kann die Folgen davon 
überſchen. Damit thut ihn der Staat, fo wie er 
auf irgend eine Weiſe Stände ſchafft. Sollen 
denn nun, ſo viel möglich, die Vortheile geärntet, 
die Gefahren vermieden werden, ſo muß das 
Verhältniß der Stände gegen die Regie⸗ 
rung durchaus klar, einfach, gerecht und 
offen ſein. Ihre Lage muß ſo beſtimmt werden, 
daß ein Verſuch, die Gränzen derfelben zu übers 
ſchreiten, gar nicht vor der Vernunft und dem ts 
fühl zu entſchuldigen ſein würde, und daß die ſträf⸗ 
liche, aus Leidenſchaften entſtehende Luſt dazu weder 
Vorwände noch Anreizungen findet. Dieſe Bedin— 
gungen ſcheint es mir unmöglich, bei Provinzialſtän⸗ 
den, ohne allgemeine, zu erfüllen. Die bei uns 
wenigſtens allgemein nicht, im Volke wirklich gar 
nicht vorhandene Luſt, in öffentlichen Angelegen— 
heiten eine Stimme zu führen, wird abſichtlich durch 
Errichtung von Ständen geweckt, und dadurch daß 
es nur Provinzialſtände ſein ſollen, auf einem Punkte 
feſtgehalten, auf dem es nicht natürlich iſt, daß ſie 
ſollte ſtehen bleiben können. Die theoretifhen Ein- 
würfe, die man gegen ein ſolches Syſtem machen 
kann, ſind aber noch die geringſten. Die wahren 
Schwierigkeiten, Colliſionen, Unbequemlichkeiten, 
Gefahren würden ſich erſt bei der Ausführung finden. 
Provinzialſtände mit Provinzialminiſtern verbunden, 
ſcheinen mir gar einen Zuſtand der Dinge herbeizu— 
führen, in dem ich verzweifeln würde, daß die 
oberſte aller Verwaltungsbehörden, die auch nur 
im Mittelpunkt ſtehen muß, noch die Zügel zu hal⸗ 
ten im Stande fein würde, 

„Da es bei ſtändiſchen Angelegenheiten ſehr gut 
iſt, auf das Geſchichtliche und den ehemaligen Zus 
fiand zurückzugehen, fo iſt es Ew. Hochwohlgebo⸗ 
ren gewiß auch nicht entgangen, daß in den Län⸗ 
dern, wo es Provinzialſtände gegeben hat, dieſe ſo 
entſtanden find, daß der für ſich beſtehende Staat 
neue, mit Ständen verſehene Provinzen erhielt. 
Ob es ein Beiſpiel giebt, auch nur ein einziges, wo 
man in einem Staate, abſichtlich und auf Einmal, 
Provinzialſtände, ohne allgemeine, geſchaffen hätte, 
muß ich bezweifeln. Die Frage: ob man Provin⸗ 
zialſtände, ohne allgemeine, oder allgemeine mit 
Provinzialſtänden (was gewiß ſehr nützlich und gut 
ſein würde), oder ohne dieſelben, einrichten will, 
iſt ungefähr dieſelbe mit der: ob ein Staat wieder 
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eine Verbindung mehrerer Staaten werden oder ein 
Staat bleiben ſoll? 

Ich ſehe zu meiner Beſchämung, daß ich viel 
weitläufiger geworden bin, als ich Anfangs dachte. 
Wenn ich dabei auf die unleſerliche Hand ſehe, weiß 
ich kaum, wie ich es entſchuldigen ſoll, Ew. Hoch— 
wohlgeboren die Mühe zuzumuthen, die vielen 
Blätter zu leſen. Ich mochte indeſſen, was ich 
ſchrieb, keinem Privatſchreiber anvertrauen, und 
muß auf Ew. Hochwohlgeboren gütige Nachſicht 
rechnen.“ 

Mit der hochachtungsvollſten Ergebenheit und 
Freundſchaft der Ihrige 

Wilhelm v. Humboldt. 


* Poſen den 23. März. Gegen keine unfes 
rer Staatsabgaben hat ſich wohl in neuerer Zeit die 
allgemeine Stimme des Publikums ſo laut erhoben, 
als gegen die Mahl- und Schlachtſteuer, weil ſte 
eine ungleich vertheilte, mehr auf den Schultern der 
ärmeren als der reichen Klaſſe ruhende, eine läſtige 
und eine demoraliſirende Steuer ſei; demora⸗ 
liſirend für das Volk im Allgemeinen und für die 
Beamten in's Beſondere. Es iſt jedoch nicht unſere 
Abſicht, das hierüber ſchon oft Geſagte zu wieder⸗ 
holen; überhaupt wollen wir hier jetzt nicht die grö⸗ 
ßere Zweckmäßigkeit dieſer oder jener Steuer erör— 
tern, da dieſe Frage zu wichtig und zu umfaſſend 
iſt, um ſie auf einem ſo kleinen Raume, als uns 
hier geſtattet werden kann, zu erſchöpfen; allein 
man geſtatte uns, auf die dringende Nothwendigkeit 
der Aufhebung derjenigen bei der Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer⸗ (auch Poſt⸗ und Stempel⸗) Verwaltung noch 
beſtehenden Beſtimmung hinzuweiſen, die nicht als 
unvermeidlich nothwendig aus derſelben hervorgehend 
betrachtet werden kann, aber vorzüglich demoraliſi— 
rend auf die Klaſſe der Aufſichtsbeamten wirken muß 
und vorzugsweiſe geeignet iſt, deren Stellung dem 
Publikum gegenüber zu einer gehäſſigen zu machen. 
Es iſt dies die Beſtimmung, nach welcher den Be— 
amten bei entdeckten Contraventionen ein Dritttheil 
der zu erlegenden Strafe als ſogenannter Denunzian- 
tenantheil gezahlt wird, um ihren Eifer anzufpors 
nen. Wir vermöchten durch viele Beiſpiele zu zei— 
gen, wohin der dadurch erregte mächtige Anreiz zum 
Denunziren führt und wie ſehr dadurch das Anſehn 
der Beamten und Behörden in der Meinung des 
Publikums verliert, doch exempla sunt odiosa, 
und wir verweiſen deshalb nur auf die eigenen Erz 
fahrungen der Beamten und Behörden, auf die ohne 
Ende ſchwebende Maſſe ſiskaliſcher Prozeſſe wegen 
wörtlicher oder ſelbſt thätlicher Beleidigungen ꝛc. der 
Beamten 2 Dienſt, und auf die unaufhörlichen 
nicht unbegründeten Beschwerden des Publikums über 


Verationen und die Sucht der Beamten, das kleinste 
Verſehen zu einer Contravention oder Deftaudation 
zu ſtempeln und zum Gegenſtand einer Denunzias 
tion zu machen. Es kann nicht anders ſein, als 
daß das dadurch, daß man den Eigennutz mit der 
Dienſipflicht vermiſcht, erzeugte Verhältniß demora— 
liſtrend nach beiden Seiten wirkt. Schon ſeit län⸗ 
gerer Zeit hat man bei den Grenzzollgefällen die auch 


früher dabei üblichen Denunziantenantheile aufge- 


hoben, und das Fortbeſtehen derſelben bei den Steu⸗ 
ern erſcheint daher als eine nicht gerechtfertigte In⸗ 
konſequenz der Verwaltung, da hier wie dort die 
Verhältniſſe gleich find. Wenn jedoch vielleicht die 
Unzulänglichkeit des Dienſtgehalts der im Innern 
des Landes angeſtellten Aufſichtsbeamten die Noth⸗ 
wendigkeit bedingt, ihnen bei treuer Pflichterfüllung 
eine Vermehrung deſſelben in Ausſicht zu ſtellen, ſo 
glauben wir, daß ſich dieſer Zweck weit ſicherer und 
unter Vermeidung aller jener nachtheiligen Folgen, 
welche aus der direkten Belohnung des Denunzirens 
hervorgehen, erreichen läßt, wenn ein Dritttheil der 
eingezahlten Strafen zu einem beſonderen Fonds 
vereinigt wird, um den bedürftigen und pflichtge⸗ 
treuen Beamten, ohne Rückſicht, ob ſie viel oder 
wenig denunzirt haben, jährlich angemeſſene Ge— 
haltszulagen oder Gratififationen zu gewähren. 
Dieſe Einrichtung würde jedenfalls eine gerechtere 
und moraliſchere Grundlage haben. 

* Berlin den 21. März. Proſeſſor Rauch 
hat eine Marmorbüſte Sr. Maj. des Königs ange⸗ 
fertigt, welche, wie man hört, von Sr. Maj. dem 
König dem Fürſten Metternich in Wien als Ge- 
ſchenk zugeſendet werden wird. — Aus dem hieſtgen 
königlichen Gewerbeinſtitut, welchem der- geheime 
Oberregierungsrath Beuth vorſteht, find am Schluſſe 
dieſes Schuljahrs wieder fünf Zöglinge fortgewieſen 
worden, da fie während des Schuljahrs nicht den ger 
hörigen Fleiß bekundet haben. In keiner hieſigen 
Anſtalt dürfte in dieſer Beziehung eine ſolche Strenge 
gehandhabt werden, als in dem königlichen Gewer— 
beinſtitute, was namentlich darin ſeinen Grund hat, 
weil die Zöglinge dieſer Anſtalt Stipendien genießen. 
Herr Beuth läßt ſich in dieſer Beziehung nur durch 
das ſtrengſte Recht und durch keinerlei Rückſichten, 
welcher Art ſie auch fein mögen, leiten. Es iſt da⸗ 
her nicht ſelten der Fall, daß Söhne von angeſehe⸗ 
nen Staats beamten auch fortgewieſen werden. Wäh⸗ 
rend des Schuljahrs wird weder Tadel noch Lob 
ausgeſprochen, fo daß die Zöglinge dem Schluſſe 
des Schuljahrs mit größter Spannung entgegenſe⸗ 
hen. Beſitzt ein Zögling dann nicht die Vefähi⸗ 
gung, in eine höhere Klaſſe der Anſtalt hinaufrüt⸗ 
ken zu können, ſo wird er fortgewieſen, ohne Aus⸗ 
ſicht, je wieder in die Anſtalt aufgenommen werden 
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zu können. Durch diefes firenge Verfahren wird 
der Fleiß der Zöglinge in hohem Grade angeregt. 
— Der Aufſatz in der hieſigen Voſſiſchen Zeitung, 
welcher das dringende Bedürfnif der beſſern äußern 
Stellung der Volksſchullehrer mit beredten Wor— 
ten darſtellt, hat hier vielen Anklang gefunden. 
Wie man erfährt, hat unſer Kultusminiſterium ſeit 
längerer Zeit dieſem wichtigen Gegenſtand gebührende 
Aufmerkſamkeit geſchenkt und auch Vorſchläge in 
dieſer Beziehung den Provinziallandſtänden gemacht. 
Unerwarteterweiſe find aber Vorſchläge zu Gunſten 
der Volksſchullehrer gerade von den Landſtänden 
einer Provinz verworfen worden, von welcher man 
es am allerwenigfien erwartet hätte. Wird unſer 
Kultusminiſterium von den Landſtänden in Betreff 
diefes wichtigen Gegenſtandes nicht auf das Kräftigſte 
unterſtützt und gefördert, fo dürfte der von ſo vie⸗ 
len Seiten geäußerte Wunſch in Betreff einer befs 
fern äußern Stellung der Volksſchullehrer das Ziel 
der Erfüllung noch hinausgeſchoben ſehen. Es han⸗ 
delt ſich bei dieſer Sache weſentlich darum, daß die 


Landſtände Zuſchüſſe von Seiten der Provinz und 


der einzelnen betreffenden Bezirke und Gemeinden 
einräumen. Hoffentlich werden höhere Anſchauun⸗ 
gen und das wohlverftandene Intereſſe der einzelnen 
Provinzen die kleinen Bedenklichkeiten und Rückhal⸗ 
tungen in dieſer Hinſicht bald aus dem Wege räu⸗ 
men und befiegen. Die jetzige äußere Stellung der 
Volksſchullehrer ſteht mit dem Geiſte der Zeit in eis 
nem ſchreienden Widerſpruch. Es gehört daher 
auch zu den Aufgaben der Zeit, dieſen Mißton zu 
löſen. — Der von vielen hieſigen Proteſtanten 
ausgegangene Aufruf zum Beſten der deutſch-katho⸗ 
liſchen Gemeinden iſt geſtern in den hieſigen Blättern 
erfolgt, jedoch in einer kurzen und andern Faſſung, 
als er anfangs verſchiedenen hieſigen Behörden vor— 
gelegt worden war. ? 

Da nun aud die nothwendigen Geldmittel zu 
den erſten Bedürfniſſen einer Kirchengemeinde, alfo 
auch zur Beſoldung eines eigenen Predis 
gers vorläufig geſichert find: fo hat die neue deutfche 
katholiſche Gemeinde zu Magdeburg die Ausſicht, 
mit zu hoffender Genehmigung der Staatsbehörde 
ihre Kirche nach dem neuen Ritus und mit der Feier 
des heiligen Abendmahls in beiderlei Geſtalt recht 
bald eröffnet zu ſehen.“ } 

Koblenz — Vieles Aufſehen erregt hier, daß 
gerade in jetziger Zeit, wo doch die Landſtände hier 
verſammelt find, die hieſige Polizei zum er⸗ 
ſten Male es ſich ſo ſehr angelegen ſein läßt, Abends 
nach 41 Uhr (die Polizeiſtunde) die Gaſthöfe, ſogar 
erſten Ranges, zu vifitiren und Feierabend zu bie⸗ 
ten, obſchon die Verordnung wegen der Polizeiſtunde 
ſchon lange exiſtirt, auch vor ungefähr einem Jahre 


in geſchärfte Erinnerung gebracht, jedoch bei anſtän⸗ 
digen Gaſthöfen hier niemals früher zur Ausübung 
gebracht worden iſt. Mehrere Deputirte haben ſich 
aus triftigen Gründen ſchon bitter über dieſe Strenge 
beſchwert⸗ (Elberfeld. Z.) 
Königsberg den 14. März. In unferer 
Stadtverordneten-Verſammlung vom 7. März c. 
wurde folgende auf die Immediateingabe vom 4. Fe⸗ 
bruar, die Richtung der öſtlichen Eiſenbahn betref— 
fend, bezügliche Allerhöchſte Kabinets-Ordre an den 
Magiſtrat und die Stadtverordneten von Königs⸗ 
berg verleſen: „Dem Magiſtrate und den Stadt⸗ 
verordneten zu Königsberg eröffne Ich auf das Ge— 
ſuch vom 4. d. M., daß die Führung der öſtlichen 
Eiſenbahn von hier über Stettin, Cöslin und Dan— 
zig nach Königsberg niemals in Frage geweſen, viel⸗ 
weniger Meinerſeit genehmigt iſt, und Ich wohl 
hätte erwarten dürfen, daß man durch Erkundi⸗ 
gung bei der Provinzial-Behörde ſich aufgeklärt 
hätte, ehe man auf Grund bloßer Zeitungsgerüchte 
zu einer Immediateingabe ſchritt. Was aber die 
fernere Bitte betrifft, die fragliche Eiſenbahn auf 
dem möglichſt kürzeſteu Wege von hier nach Königs⸗ 
berg zu führen, ſo werden der Magiſtrat und die 
Stadtverordneten ſich bei näherer Ueberlegung ſelbſt 
beſcheiden, daß in Beziehung auf das eben fo wide 
tige als koſtbare Werk nicht allein die Intereſſen der 
Stadt Königsberg zu wahren ſind, ſondern daß 
alle übrigen dabei betheiligten Provinzen und Städte 
gleiches Recht auf Meine Fürſorge haben. Noch 
ſind die Unterſuchungen nicht geſchloſſen, welche 
Mich zu der ſchließlichen Entſcheidung, bei welcher 
Ich alle Intereſſen möglichſt gerecht gegen einander 
abzuwägen beſtrebt ſein werde, befähigen. Ich kann 
aber der Stadt Königsberg ſchon jetzt die beruhigende 
Eröffnung machen, daß Ich bis dahin geneigt bin, 
unter den vorgeſchlagenen Linien derjenigen den Vor— 
zug zu geben, welche die kürzeſte iſt und die Provinz 
Preußen in ihrer größten Erſtreckung durchſchneidet. 
Auch habe Ich Befehl gegeben, die Arbeiten rechts 
an der Weichſel, wo über die Wahl der Linie im 
Allgemeinen entſchieden iſt, möglichſt bald in Ans 
griff zu nehmen. Berlin, den 22. Februar 4845.“ 
Breslau den 22. März. Im Hirſchberger 
Thale iſt in den letzten Wochen eine auf gewaltſa— 
men Umſturz der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Ver— 
hältniſſe gerichtete Verbindung entdeckt worden. Die 
bisher bezüchtigten, durch communiſtiſche Irrlehren 
verführten Theilnehmer, von denen einige, nach 
vorliegenden Angaben, ſogar durch einen Eid ges 
bunden find, gehören den unteren Klaſſen an. Von 
einigen derſelben find bereits Geſtändniſſe abgelegt. 
Ein bei Hirſchberg anſäſſiger Mann, gebildeten 
Standes, welcher von einem gefländigen Theilneh⸗ 
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mer als Urheber bezeichnet wird, iſt nach der in 
Breslau erfolgten Verhaftung geſtern nach Liegnitz 
abgeführt worden. Die übrigen Verhafteten befin- 
den ſich vorläufig noch in Hirſchberg und Herms⸗ 
dorf. Die Unterſuchung, als gegen Hochverrath 
gerichtet, gebührt dem Kammergericht, iſt von dies 
ſem beſchloſſen, und die Unterſuchungs-Kommiſſton 
iſt bereits in der Provinz eingetroffen. (Bresl. 3.) 

Am 20. März feierten in herzerhebender Andacht 
wohl an ficben hundert Mitglieder der hieſigen 
chriſtkatholiſchen Gemeinde das heilige Abend: 
mahl unter beiderlei Geſtalt. Die nächſte 
Abendmahls⸗Feier findet am dritten Feiertage ſtatt. — 
Herr Kerbler fungirte bei dieſer Bundeshandlung 
zum letzten Male in hieſiger Gemeinde, von der er 
dann einen bewegten und rührenden Abſchied nahm. 

Vorgeſtern verließ Herr Kaplan Kerbler unſere 
Stadt, um einem ehrenvollen Rufe nach Sachſen 
zu folgen. Derſelbe wird zunächſt die ihm angebos 
tene Pfarrſtelle in Leipzig übernehmen, von dort 
aus aber auch die andern Gemeinden beſuchen, und 
wahrſcheinlich, falls ſich nicht bald ein zweiter Geiſt⸗ 
licher melden ſollte, auch den Gottesdienſt in Dress 
den abhalten. So bereitwillig auch die Breslauer 
katholiſche Gemeinde Herrn Kerbler zu ihrem zweiten 
Seelſorger gewählt hätte, fo verzichtete ſie doch gern 
darauf, um ihren Schweſtergemeinden in Sachſen 
zum Aufbau des großen Werkes liebevoll die Hand 
reichen zu können. Wahrſcheinlich findet ſchon den 
erſten Oſterfetertag in Dresden und den zweiten in 
Leipzig der erſte Gottesdienſt ſtatt. Arte 

Wir können die höchſt erfreuliche Mittheilung ma 
chen und ſolche verbürgen, daß der Fabrikbeſitzer 
Herr Schlöffel aus der über ihn verfügten 
polizeilichen Haft wieder entlaſſen iſt; ob damit die 
Zurücknahme der Anklage verbunden iſt, oder nicht, 
kann heute wenigſtens noch nicht mit Gewißheit ans 
gegeben werden. 

Mit der Nachricht von der Freilaſſung des Hrn. 
Schlöffel können wir zugleich die mittheilen, daß 
Herr Wander in Hirſchberg bereits am Sonntag 
Abend feiner Haft entlaſſen worden iſt. (Brest. 3.) 

DB 


Ausland. 


Deutſchland. 

Aſchaffenburg. — Vor einigen Tagen fand 
hier, in Gemäßheit Veſcheids der hohen Staatsre— 
gierung auf die Beſchwerde hieſiger Iſracliten gegen 
ihren Rabbiner, eine neue Rabbinerwahl für die 
Iſraelitiſche Gemeinde der Stadt und des Bezirks 
ſtatt, in welcher der Rabbiner Dr. Adler in Burg⸗ 
breppach 138, der bisherige Rabbiner Neuburger 
jedoch nur 38 Stimmen erhielt, ſomit demnächſt 
durch Erſtern im Amte erſetzt werden wird. Herr 


Neuburger hatte vor zwei Jahren gegen einen Hier 
ſigen Israeliten, mit Einſchluß feiner Familie und 
feines Geſindes, den Satzungen der Synagoge 
zuwider, die Ex communication öffentlich und 
feierlich verhängt und dadurch die frühere Anhäng— 
lichkeit ſeiner Gemeinde eingebüßt. 

Würzburg — Bezüglich des Handelsvertra⸗ 
ges zwiſchen dem Zollvereine und den Vereinigten 
Staaten erfährt man, daß die in öffentlichen 
Blättern verbreitete Angabe, als fänden in Berlin 
neue Unterhan dlungen iu dieſem Betreff ſtatt, eine 
irrige iſt- Präſident Tyler hatte den Vertrag zum 
zweitenmale und zwar nur in veränderter Form 
dem Senate vorgelegt, von deſſen Entſcheidung folge 
lich die Annahme oder abermalige Verwerfung abs 
hängen wird. Da die geſetzgebende Verſammlung 
ſich Anfangs März bis zum December vertagte, fo 
wird wahrſcheinlich auch die Vertragsangelegenheit 
bis dahin raſten, im Falle der Senat nicht vor der 
Vertagung ſeine Stimme darüber abgegeben hat. 
Wenn man dem Urtheile von Männern, welche 
mit den Amerikaniſchen Verhältniſſen vertraut ſind, 
Glauben ſchenken darf, ſo nimmt man gegenwärtig 
in den Vereinigten Staaten an dieſer Sache nur 
geringes Intereſſe, da die öffentliche Aufmerkſam— 
keit ungetheilt auf die Anſchlußfrage von Texas ge⸗ 
richtet iſt. Doch wird auf der andern Seite die 
erfreuliche Ausſicht gegeben, daß der neugewählte 
Präſident, welcher in Bezug auf die Handelsver- 
hältniſſe zu Deutſchland ganz den Anſichten Tyler's 
huldigt, mit der ihm zu Gebote ſtehenden Majori⸗ 
tät im Stande ſein werde, die Hinderniſſe, welche 
ſich jetzt dem Vertrage entgegenſtellen, zu beſeitigen. 

Die Beſorgniſſe bezüglich des Weinſtocks ſind 
leider zur bittern Wahrheit geworden. Von meh⸗ 
reren der hieſigen Weinbergbefiger in den verſchie— 
denen Lagen angeſtellte Unterſuchungen haben näm—⸗ 
lich das traurige Reſultat ergeben, daß alle Reben 
ungedeckter Weinſtöcke ohne Unterſchied der Lage er⸗ 
froren gefunden worden und daß wenigſtens für 
diefes Jahr nicht der mindeſte Ertrag von demſel⸗ 
ben zu erwarten ſteht. 

O eſterreich. 

Wien den 14. März. Wir befinden uns in 
Hinſicht der Waſſer-Kommunikationen noch in dem⸗ 
ſelben froſtigen Zuſtande. Die große Donau iſt 
ober⸗ und unterhalb der Kaiſerſtadt noch feſt mit 
Eis bedeckt. Die Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſell⸗ 
ſchaſt hat indeſſen ihr diesjähriges Progamm für 
die Donaufahrten bereits veröffentlicht und die Preiſe 
für Frachten und Perſonen ſehr bedeutend ermäßigt, 
auch eigene Fahrten zwiſchen Semlin und Orſova 
zugeſichert. — Außer der bereits gemeldeten Beſtim⸗ 
mung einer Artillerie» Batterie nach den Schweizer 
Gränzen if nach den neueſten Berichten aus Gräz 
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ein Infanterie-Regiment und eine Batterie beordert 
worden, allſogleich nach Vorarlberg aufzubrechen. 
Auch von Linz ſoll ein Regiment Infanterie dort 
bin abmarſchiren. Ferner gingen auch zwei Rake— 
ten⸗Batterien ab. Ueber dieſe kleinen militairiſchen 
Verfügungen ſoll der hieſige Hof mit allen betheilig⸗ 
ten Mächten Rückſprache gepflogen haben und es 
berrſcht das beſte Einvernehmen hierüber unter allen 
Continental-Mächten. — Die Anerkennung der Kö⸗ 
nigin Iſabella von Spanien von Seite des heiligen 
Vaters dürfte eine ähnliche von Seite unſeres Hofs 
zur Folge haben. — Vergangenen Dienſtag fand 
der älteſte Sohn des präfumiven Thronerben des 
Erzherzogs Franz Karl, der Prinz Franz, welcher 
in dieſem Jahre fein 15tes Jahr erreicht, trotz der 
ſtrengen Kälte als gemeiner Grenadier vor den Fen— 
fiern Ihrer Majeſtäten und feiner Durchl. Eltern 
auf der Burgwache im Gewehr. Abends wurde er 
von Sr. Majeſtät dem Kaiſer zum Oberſi⸗Lieutenant 
ernannt. — Eine Duellgeſchichte zweier Cavaliere, 
denen eine zweite zwiſchen zwei Offizieren folgte, 
bildete einige Tage das Tagesgeſpräch. (Bresl. 3.) 


Frankreich. 


Paris den 17. März. Mehrere Blätter hat⸗ 
ten gemeldet, die Literaten Vörnſtein, Ruge und 
Bernays hätten den Befehl erhalten, Paris und 
Frankreich zu verlaſſen. Der Moniteur pari⸗ 
ſien erklärt nun, man erfahre ſo eben, daß die 
Regierung ihnen den fernern Aufenthalt in Paris 
geſtattet habe. 

In der Pairs-Kammeer erſtattete heute Graf 
Taſcher Bericht über eine Petition, welche Maßre⸗ 
geln gegen übereilte Beerdigungen verlangt. Sie 
wird an den Miniſter des Innern überwieſen. Herr 
Eugene Garay de Monglave, Mitglied der Aufs 
ſichts-Kommiſſton über die Taubſtummen-Anſtalt, 
hat Bemerkungen über das Unzureichende des Unter⸗ 
richts, den jetzt die Taubſtummen erhalten, vorgelegt, 
und verlangt nicht blos Vervollkommnung, ſondern 
auch Ausdehnung der Wohlthaten deſſelben auf alle 
Taubſtummen des Königreichs. Dieſe Eingabe wird 
gleichfalls an den Miniſter des Innern verwieſen. 
Es folgen dann Berichte über einige Petitionen, das 
runter eine über die unzureichende Duell-Geſetzge⸗ 
bung. Dann beginnt die Debatts über den Geſetz⸗ 
Entwurf in Betreff des Rechnungs- Abſchluſſes für 
das Jahr 1842. 

Die Söhne des Königs, welche alle vier ſchon 
an den Waffenthaten der franzöſiſchen Armee in 
Afrika mit Auszeichnung Theil genommen haben, 
ſind als Ehrengäſte zu dem großen Bankett geladen, 
das heute dem Marſchall Bugeaud gegeben wird, und 
haben ihr Erſcheinen zugeſagt. Die Zahl derjeni⸗ 
gen, welche dafür unterzeichnen wollten, überſtieg 
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die feftgefegte Zahl von 400 bei weitem, obgleich 
der Preis des Couverts auf 50 Fr. geſtellt iſt. Das 
ganze Feſt, als Anerkennung vorzugsweiſe der gro— 
ben Verdienſte des Marſchalls Bugeaud, findet in 
der öffentlichen Meinung einen ungetheilten Anklang. 

Eine andere Feſtlichkeit, wohl die erſte ihrer Art 
in Afrika ſelbſt, hat kürzlich zu Gleana in der Sub⸗ 
diviſton von Bona ſtattgefunden. Dort hatten die 
Offiziere der Garniſon und die Koloniſten während 
des Karnevals zahlreiche Feſte und Bälle veranſlal⸗ 
tet und zu ihnen auch die angeſehenſten Chefs der 
Eingeborenen zugezogen. Dieſe wollten nun nicht 
hinter ihren Wirthen zurückbleiben und veranſtalte— 
ten ihrerſeits auch einen Ball, zu welchem ſie die 
Franzoſen einluden. Funfzehn Scheiks oder Kaids 
in ihrer reichen Nationaltracht machten dabei die 
Honneurs auf eine Art, die den beſten Beweis lie⸗ 
ferte, daß ſie ſcharfe Beobachter der europäiſchen 
Sitten und Gebräuche geweſen waren. Sechs dieſer 
Häuptlinge, mit ihren dunkelbraunen Geſichtern, er⸗ 
öffneten den Ball und zeigten die ritterlichſte Hufe 


merkſamkeit gegen die von ihnen zum Tanze gelade— 


nen Damen. Die Araber tranken mit ihren Gäſten 
Champagner um die Wette und erklärten, „Cham⸗ 
pagner dürfe man trinken, da derſelbe eigentlich kein 
Wein ſei, indem man ihn nur mit Trauben mache.“ 

Eine telegraphiſche Depeſche vom 12. aus Tou⸗ 
lon meldet der Regierung, daß die Arſenal-Arbeiter 
des dortigen Hafens wieder an Ae Beſchäftigun⸗ 
gen zurückgekehrt ſind. 

Dem Moniteur Algerien zufolge dean 
in der Umgegend von Dellys wieder, völlige Ruhe; 
die Häuptliage der Beni-Dſenad, deren Unterwer⸗ 
fung immer noch zweifelhaft ſchien, haben neuer⸗ 
dings Beweiſe ihrer Treue gegeben. 

Sep an i en, 

Madrid den 8. März. Bei den Verhandlun⸗ 
gen über das Vagabundengeſetz kam es einem Depu⸗ 
tirten in den Sinn, darauf anzutrageu, daß alle 
Vagabunden, denen man keine Arbeit verſchaffen 
könne, unter die Soldaten geſteckt werden möchten. 
General Narvarz erklärte darauf mit großer Hef— 
tigkeit, er wiſſe ſehr wohl, daß es nicht an Leuten 
mangle, die neidiſch auf die mit ehrenvollen Narben 
bedeckten Krieger blickten, indeſſen hoffe er, daß 
kein Mitglied des Kongreſſes den Soldaten and 
verachte. „Wird die beantragte Maßregel ange 
nommen“, a er aus, „ſo werde ich ſogleich mei⸗ 
nen Poſten niederlegen, und ich bin überzeugt, daß 
alle wiilitairs vom letzten Unterlieutenant bis zum 
älteſten General gegen eine ſo verderbliche Maßregel 
proteſtiren würden, um zu verhindern, daß das 
Vaterland in den Abgrund ſtürze.“ 

Ein nicht unbeträchtlicher Theil der Deputirten 
erblickt in dieſen Worten eine Weigerung des Kriegs- 
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Miniſters und Ober-Generals, ſich den Entſchei— 
dungen der Cortes zu unterwerfen, und einen Auf— 
ruf an das Heer, ſich dieſer Weigerung, falls fie 
eintreten follte, anzufchließen. Das ſehr gemäßigte 
Blatt, el Tiempo, das ſeine Richtung durch 
mehrere einflußreiche Deputirte erhält, erklärt die 
Worte des Generals. Narvaez geradezu für aufrüh⸗ 
reriſch und drückt, gewiß höchſt unvorſichtig, die 
Hoffnung aus, daß die Truppen der von ihm an 
ſie gerichteten Aufforderung nicht Folge leiſten wer— 
den. Dies ſoll dem General Narvaez um fo uner— 
warteter gekommen ſein, als er aus der Mitte der 
moderirten Partei erſcholl. 

In der geſtrigen Sitzung des Kongreſſes kam die 
Erbitterung der Militairpartei aufs neue zum Aug: 
bruch. Der einzige Deputirte der progeſſiſtiſchen 
Partei, Herr Orenſe, iſt bekannt durch die witzi⸗ 
gen oder beißenden Einfälle, mit denen er ſeine 
Vorträge zu würzen ſucht. Geſtern berief er ſich 
auf den im Munde des Volkes gangbaren Ausſpruch 
daß zu einer gewiſſen Zeit nur drei Männer in 
Spanien ihre volle Pflicht gethan hätten, nämlich 
der Marquis von Pontejos als Corregidor von 
Madrid *), Montes als Torero *), und Zuma⸗ 
lacarregui als Feldherr. Alle Zuhörer brachen in 
Gelächter aus, nur General Shelly, vertrauter 
Freund des Minifter-Präfidenten, wollte in dieſer 
Acußerung die Abfiht, das liberale Heer herabzu— 
ſetzen und zu beſchimpfen, erblicken. Er beſchwerte 
ſich über den Undank, welcher den Kriegern zu Theil 
würde, und ſchloß mit folgender Drohung: „Ich 
bin bereit, dieſe Beſchimpfung hier mit Worten 
und anderswo mit meinem Degen zurückzuweiſen!“ 
Die Verſammlung gab laut ihren Unwillen zu ets 
kennen, der Präſident rief den General zur Ord— 
nung, und Herr Orenſe wies darauf hin, daß je— 
ner ſich wenigſtens nicht über Undank beklagen könne, 
da er, noch keine dreißig Jahre zählend, vom Ans 
terofſizier bis zum General-Capitain von Andalus 
ſien befördert worden ſti. 

Dergleichen Vorfälle werden natürlich von der 
revolutionairen Partei benutzt, um das Anſehen der 
National-Vertretung, wie das der Regieruug ſelbſt, 
herabzuwürdigen. 

Schweiz. 

Zürich. In einem hier verſammelten Conven⸗ 
tikel der Volksbündler ſoll eine anſcheinende Auf— 
löſung der Freiſchaaren beſchloſſen worden ſeyn. 

Aargau. Ueber die Freiſchaaren dieſes Kan⸗ 
tons meldet die Eidgen. Ztg.: In der vorigen Wo⸗ 
Ge haben noch mehrere Verſammlungen derſelben 


) Als ſolcher erwarb er ſich unendliche Verdi nſte um 
eder der Sets Sen he 

einzige Dann, der einen Stier im Gefecht 

nach den Regeln der Kunst zu erlegen vermag. 5 
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an verſchiedenen Punkten des Kantons, namentlich 
in Zofingen und Aarau ſtattgefunden. Dem Ver— 
nehmen nach ſind die Theilnehmer geſpalten; die 
Einen betrachten ſich als von oben verkauft, wäh— 
rend die Andern ihre Pläne noch immer nicht aufz 
geben wollen. f 

Waadt. Die Regierung hat durch Kreisſchrei⸗ 
ben ihre Conſtituirung den Ständen mitgetheilt. 

Genf. Großer Rath. Vericht des Staatsraths 
über die im Februar getroffenen militairiſchen Maß⸗ 
regeln. Der Führer der Radikalen, James Fazy, 
ergreift dieſe Gelegenheit, ſich gegen die den Radi⸗ 
kalen gemachten Beſchuldigungen, und namentlich 
gegen den vom Staatsrathe ausgeſprochenen Tadel 
der Volksverſammlungen auszusprechen. Allein 
mit Kraft und Würde ward von den angeſehenſten 
Männern der Republik darauf aufmerkſam gemacht, 
wie unendlich mehr Recht die Conſervativen hätten, 
ſich gegen die ſchamloſen Verdächtigungen der Ras 
dikalen, als ob die Confervativen fremde Einmi⸗ 
ſchung wünſchten, zu erheben. Darauf entſpann 
fi) eine intereſſante Diskuſſton, in der von den 
Conſervativen mit Schärfe und Entſchiedenheit, na— 
mentlich vom Profeſſor de la Rive in einer vortreff— 
lichen Rede auseinandergefegt ward, wie die Vera 
faſſung genau und ja durchaus liberal die Art und 
Weiſe beſtimme, wie das Volk feinen Willen aus- 
ſprechen könne und auszuſprechen berufen ſei, daß 
die Volksverſammlungen ſich nicht darunter befän⸗ 
den und daß fie daher unverträglich mit einer feſten 
verfaſſungmäßigen Ordnung und nur geeignet ſeien, 
das Volk in befländiger Unruhe zu erhalten. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg den 13. März. Durch 
einen Kaiſerlichen Tagsbefehl vom 10. d. wird der 
neugeborene Grohfürſt Alexander Alexandrowitſch zum 
Chef des aſtrachaniſchen Karabinier - Regiments, 
welches hinfort deſſen Namen führt, ernannt und 
zugleich in die preobraſchenskiſchen und pawlowski— 
ſchen Garde - Hufaren - Regimenter eingeſchrieben. 
Ein Tagsbeſehl vom ten ernennt die Großfürſtin 
Marie Michaclowna zum Chef des nunmehr nach 
Ihrer Kaiſerlichen Hoheit benannten, bisherigen 
ſerpuchoffſchen Lanciers-Regiments. 

Unterm 12. Februar iſt von Sr. Majeſtät fol⸗ 
gender Ukas an den Ober-Befehlshaber des abge. 
fonderten kaukaſiſchen Corps, General- Adjutanten 
Grafen Woronzoff, erlaſſen worden: 

„Seit der Veröffentlichung des am 26. Januar 
(8. Februar) 1812 Allerhöchſt beſtätigten Regle⸗ 
ments, die große aktive Armee betreffend, hat daſ⸗ 
ſelbe wichtige Veränderungen erlitten: Die Erfah⸗ 
rungen in den mit Ruhm für Unſere Waffen ge⸗ 
führten Kriegen, ſo wie auch die nach dem Jahre 

(Beilage.) 
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1812 erfolgten Reorganifationen in dem Beſtande 
und in der Verwaltung der Truppen, haben es 
nothwendig gemacht, in dem Reglement vom Jahre 
1812, welches nur für Kriegs⸗Zeiten allein beſtimmt 
war, weſentliche Abänderungen vorzunehmen. Wir 
haben deshalb für nöthig erachtet, einen vollſtändigen 
Uſtaw für die Verwaltung Unſerer Armeen, und 
zwar nicht nur für Kriegs-, ſondern auch für Frie⸗ 
dens⸗Zeiten, gemäß den wirklichen Bedürfniſſen 
Unſerer Truppen, und mit Beibehaltung der Grund⸗ 
lagen des Reglements vom Jahre 1812, zu erlaſſen, 
und dem Kriegs⸗Miniſter aufgetragen, einen Ent⸗ 
wurf zu dieſem Uſtaw, unter Unſerer unmittelbaren 


Anleitung und nach den von Uns angegebenen Grund⸗ 


ſätzen, zu verfaſſen. Dieſer Entwurf iſt ſeiner 
Vollendung nahe: ein Theil deſſelben, das Amt eines 
Ober⸗Vefehlshabers betreffend, iſt von Uns beſtätigt 
worden. Indem Wir Ihnen einen Auszug aus 
dieſem insbeſondere auf die Rechte und Machtvoll⸗ 
kommenheiten eines Ober⸗Befehlshabers fi) beziehen⸗ 
den Theile überfenden, verleihen Wir Ihnen Aller⸗ 
gnädigſt dieſe Rechte und die Machtvollkommenheit 
in Betreff der Verwaltung der Truppen des abges 
ſonderten kaukaſtſchen Corps, mit dem Befehle, bis 
zur Beflätigung des Uſtaw über die Verwaltung der 
Armeen in allen den Sachen, welche nicht in dem 
Ihnen hierbei überſandten und von Uns eigenhän⸗ 
dig beſtätigten Auszuge vorkommen, überall die für 
das abgeſonderte kaukaſiſche Corps gültigen, von 
Uns erlaſſenen Befehle zur Richtſchnur Ihres Ver⸗ 
fahrens zu nehmen.“ 

Dieſer Uſtaws⸗Auszug über die Rechte und Macht⸗ 
vollkommenheit des Ober- Befehlshabers einer Armte 
enthält unter Anderem folgende Verordnungen: 

4) Für Friedenszeiten. Der Ober » Bee 
fehlshaber iſt der unmittelbare und vollkommene 
Chef der Armee, aller ihrer Aemter und ihres ganz 
zen Perſonals, die bei der Armee befindlichen Mit⸗ 
glieder der Kaiserlichen Familie nicht ausgenommen. 
Die geſetzlich erlaſſenen Befehle deſſelben werden von 
den unter ihm ſtehenden Truppen wie Allerhöchſte 
Befehle erfüllt. Er ſchlägt die Ernennungen zu 
höheren Stellen im Generalſtabe der Armee, die Er- 
nennungen der Commandeure der zum Beſtande der 
Armee gehörigen Corps, der Chefs der Diviſtonen, 
der Brigade» und Regiments-Commandeure Sr. 
Majeſtät dem Kaifer zur Beflätigung vor. Bar 


taillons⸗Commandeure in den Infanterie-Regimen⸗ 
tern und Abtheilungs-Commandeure (d. h. von je 
zwei Estadrons) in den Kavallerie-Regimentern bes 
ſtätigt er aus eigener Machtvollkommenheit, und 
nachdem dieſe Ernennungen in den Armee-Tagsbe— 
fehlen bekannt gemacht find, berichtet er hierüber an 
Se. Majeſtät den Kaiſer. Ueber die Beförderung 
von Perſonen zu Rangklaſſen für Auszeichnung und 
überhaupt über Belohnungen jeglicher Art macht der 
Olker-Befehlshaber Sr. Majeſtät dem Kaiſer in der 
fetgefegten Ordnung Vorſtellungen, eben fo über 
Dienſt⸗Anſtellungen, Verſetzungen und Verabſchie— 
dungen. Der Ober-Befehlshaber kann ohne irgend 
einen Unterſchied des Ranges von Aemtern entſetzen, 
aus der Armee entfernen und dem Kriegsgerichte 
übergeben. Er beſtätigt auf Erkenntniß der Kriegs⸗ 
gerichte in höchſter Inſtanz Todes-Urtheile, Strafen 
auf Entziehung des Ranges und bürgerlichen Tod, 
bei Militairs niederen Grades, Stabs- Offizieren 
und Oberſten, fo wie auch bei Civil⸗Beamten ent⸗ 
ſprechender Rangklaſſen, welche bei der Armee in 
Dienſten ſtehen. Ueber Vollſtreckung der Urtheile 
berichtet der Ober-Befehlshaber gleichzeitig Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Kaiſer und legt eine Auscinanderſetzung 
des weſentlichen Thatbeſtandes jeder Sache und eine 
Kopie von feiner Confirmation derſelben vor. Ur⸗ 
theilsſprüche in kriegsgerichtlichen Sachen über Ge— 
nerale oder Civil⸗-Veamte von entſprechenden Rang— 
klaſſen überſendet der Ober Befehlshaber zugleich 
mit den Akten und feinem Gutdünken dem Kriegs- 
Miniſter zur Reviſion bei dem General-Auditoriate. 
Der Ober-Befehlshaber hat das Recht, Schuldige 
zu begnadigen und die vom Gericht verhängten 
Strafen zu mildern. Dieſes Recht wird indeß dem 
Ober⸗Befehlshaber nur über Perſonen ertheilt, die 
er ſelbſt dem Gericht übergeben hat, nicht aber 
über ſolche Perſonen, welche von anderen Behörden 
dem Gerichte übergeben worden find, oder über wel- 
de das Urtheil anderer Vehörden zur Vollzichung 
gebracht wird. Für außerordentliche, eine höhere 
Entſcheidung erfordernde Umſtände wird, wenn die 
Sache ohne großen Schaden oder Nachtheil für den 
Staat nicht aufgeſchoben werden kann, der Ober⸗ 
Befehlshaber bevollmächtigt, alle ihm anvektrauten 
Mittel zu verwenden, auch ohne dieſe Entſcheidung 
abzuwarten, er iſt jedoch alsdann verpflichtet, 
gleichzeitig über die von ihm ergriffenen Maßregeln 


x 


654 


und über die Gründe ihrer Dringlichkeit Bericht zu 
erſtatten. 2) Für Kriegszeiten. Der Ober⸗ 
Befehlshaber der Armee wird, mit Beibehaltung 
aller ihm in Friedenszeiten ertheilten Rechte für 
Kriegszeiten, ſowohl in Betreff der unter ihm ſiehen— 
den Armee, als auch in den Gouvernements und 
Provinzen, die in den Kriegszuſtand erklärt wor- 
den ſind, und in den nach dem Kriegsrathe beſetzten 
feindlichen Provinzen, mit beſonderer Gewalt bes 
kleidet. Er repräſentirt in Kriegszeiten die Perſon 
des Kaiſers und wird mit der Gewalt Sr. Majeſtät 
bekleidet. Er kann Militairs niederen Grades die 
Verdienſtzeichen des Militair-Ordens ertheilen und 
für ausgezeichnete Waffenthaten auf dem Schlacht— 
felde Unteroffiziere zu Offizieren befördern. Er kann 
auch auf dem Schlachtfelde für glänzende Waffen— 
thaten bis zum Capitain der Armee einſchließlich 
oder zum entſprechenden Range befördern und den 
St. Georgen-Orden vierter Klaſſe, den St. Wladi⸗ 
mir-Orden vierter Klaſſe mit der Schleife, den 
St. Annen⸗Orden zweiter Klaſſe, dritter Klaſſe mit 
der Schleife und vierter Klaſſe mit der Inſchrift: 
„für Tapferkeit,“ den St. Stanislaus-Orden zweiter 
und dritter Klaſſe, goldene Degen, Halbſäbel und 
Säbel für Tapferkeit ertheilen. Die in. Kriegszus 
ſtand erklärten Gouvernements und Provinzen ſtehen 
in Hinſicht der Polizei⸗Verwaltung und der Herbeis 
ſchaffung aller Kriegs-Bedürfniſſe in vollkommener 
Abhängigkeit vom Ober⸗Befehlshaber. In den in 
Kriegszuſtand erklärten Gouvernements und Pros 
vinzen wird dem Ober- Befehlshaber das Recht er⸗ 
theilt, aus eigener Machtvollkommenheit Beamte 
der Stadt- und Land⸗Polizei des Amtes zu entfegen, 
die Schuldigen dem Kriegsrechte zu übergeben, dit 
Urtheilsſprüche der Kriegsgerichte zu beſtätigen und 
dieſelben zur Vollziehung bringen zu laſſen. Die 
von der Armee nach dem Kriegsgerichte eingenommes 
nen feindlichen Provinzen ſtehen unter dem unmits 
telbaren Befehle des Ober-Befehlshabers. Derſelbe 
ernennt die Militair-Gouverneure, Adminiſtratoren 
und andere Beamte zur Verwaltung dieſer Provinz 
zen und ſtellt dieſelben Sr. Majeſtät dem Kaiſer zur 
Beſtätigung vor. Er ordnet in denſelben die Ein— 
treibung der beſtehenden Abgaben an, legt nöthigens 
falls neue Steuern auf und beſtimmt die Quantität 
jeglicher Art von Erforderniſſen, welche dieſe Pros 
vinzen in Natura ſtellen müſſen, und unterwirft dies 
ſelben Contributionen, wenn ſolche nöthig und ge⸗ 
recht erſcheinen. Er kann nach Ermeſſen über alle 
ihm anvertrauten Geldſummen verfügen, und ſein 
Beſehl über Verwendung derſelben überhebt die volle 
ziehenden Perſonen jeglicher Verantwortlichkeit. In 
Friedens⸗Unterhandlungen kann der Ober⸗Befehls⸗ 
haber ſich nicht einlaſſen, ohne dazu Allerhöchſte 


Vollmacht zu beſizen. Er kann mit dem Feinde 
einen Waffenſtillſtand abſchließen, ſobald dieſer keine 
beſonderen Vedingungen enthält, jedoch in einem 
europäifhen Kriege nur auf einen Monat, in 
Aſien aber, oder jenfeits der Donau, auf nicht mehr 
als zwei Monate, und berichtet darüber ſogleich Sr. 
Kaiſerl. Majeſtät. 


Vermiſchte Nachrichten. 

In Dortmund hat ſich in vergangener Woche 
eine komiſche Verwechſelung ereignet, die den befann- 
ten Schwabenſtreichen ziemlich ähnelte, und nach⸗ 
her viel Stoff zum Lachen gab. Ein Geiftlicher, 
Paſlor — aus S.. .., reiſte mit der Poſt 
über B nac . d. An 
erſterem Orte machte ſich nun wahrſcheinlich der 
Kondukteur oder einer der Reiſenden den Spaß, 
im Poftbureau zu erzählen, der geiſtlich ausſehende 
Herr ſei der berühmte Ronge, der auf einer Reiſe 
nach Weſtphalen und den Rheinlanden begriffen, 
um die dort ſich bildenden neukatholiſchen Gemein» 
den zu beſuchen, unter anderem Namen reiſe, um 
jedes Aufſehen zu vermeiden. Da die Zeitungen 
ohnehin ſchon die völlig unwahre Nachricht ver— 
breitet hatten, Ronge ſei auf einer Reiſe nach 
Barmen und Elberfeld begriffen, ſo fand der Scherz 
vollen Glauben, und der neue Poſt-Kondukteur 
hatte bei ſeiner Ankunft nichts Eiligeres zu thun, 
als die Sache noch auf dem dortigen Poſtamte zu 
erzählen. Man ſtürzt eilig heraus, um den bes 
rühmten Mann zu ſehen; die Nachricht verbreitet 
ſich wie ein Lauffeuer von Mund zu Mund, und 
the der argloſe, nichts ahnende Paflor E. in den 
Gaſthof gelangen konnte, iſt er fhon vor einem 
Schwarm von Neugierigen begleitet. Aber im Gaſt— 
hofe beginnt erſt recht feine Noth. Man hält den» 
ſelben faſt belagert, das Gaſtzimmmer füllt ſich 
zum Erdrücken mit Beſuchern, man befomplimens 
tirt den ehrlichen Paſtor, ſpricht von ſeinem In— 
kognito, und ſchlägt mit dieſem alle feine Verſuche 
zu Aufklärungen zu Boden. Unter der Zeit iſt die 
Kunde von Haus zu Haus gegangen; ein Theil 
der Bürgerſchaft vereinigt ſich zu einer Deputation 
an den Pſeudo-Reformator, und man beſchließt, 
ihm Abends einen großen Fackelzug zu bringen. 
Der Gegenſtand aller dieſer Ehrenbezeugungen weiß 
ſich unterdeß nicht vor dieſen zu retten; vergeblich 
iſt feine Aufklärung des Irrihums, endlich, fein 
Aerger, und es bleibt ihm am Ende nichts übrig, 
als ſich durch eine Hinterthür in der Stille ſort und 
in ein anderes Gaſihaus zu ſchleichen, aus welchem 
es ihm endlich gelingt, durch einen zufälligen Ber 
kannten die Identität feiner Perſon feſtzuſſellen und 
die Ron ge⸗Verehrer von ihrem Irrthume zu über⸗ 


retten. 
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zeugen. Die langen Geſichter, die darauf folgten, 
kann man ſich denken. (Rh. Beob.) 

Einige Zeitungen (und noch jüngſt die Augsb. 
Allg. Ztg.) laſſen den bekannten Dichter Prutz am 
Rhein verhaftet werden; derſelbe lebt ruhtg in Halle, 
und gedenkt nach Berlin überzuſtedeln. 

Seit vitlen Jahren lag auf dem Thüringer 
Wald der Schnee nicht fo hoch, wie in dieſem Wins 
ter. Selbſt die Landſtraßen waren oft ſtundenweit 
ſo verſchneit, daß ſchwere Güterwagen ſtecken blie⸗ 
ben, obgleich täglich aus allen Ortſchaften die Leute 
aufgeboten waren, den Straßenzug frei zu machen. 
Manche Dörfer waren ganz eingeſchneit und man 
ſah von ihnen nichts weiter als die Schornſteine 
und Firſte der Dächer. Man mußte, um von ei⸗ 
nem Haufe zum andern zu gelangen, Schneetunnels 
anlegen. Das Hoch- und Kleinwild drang aus 
Mangel an Nahrung in die Dörfer und nahm das 
Futter aus den Händen der Menſchen. Viele 
Vögel erlagen dem Hunger oder der Kälte. In Wei⸗ 
mar ließ ſich eine Kette Rebhühner in den Straßen 
der Stadt nieder und waren ſo abgemattet, daß ſie 
ſich mit den Händen fangen ließen. 


rr ————ů—— 
So eben iſt erſchienen und bei Gebr. Scherk 


in Poſen vorräthig: 
Die Jeſuiten 
des neunzehnten Jahrhunderts. 

Von Dr. Ad. Rutenberg. 

Motto: „Der Menſch ſei, unter der Hand 
ſeines Vorgeſetzten, wie ein Leichnam.“ 

Der ſterbende Ignaz von Loyala. 
Broſch. 8. Preis 10 Sgr. 


inn de 

Einem hohen Adel und reſp. Publikum zeige ich 
hiermit ganz ergebenſt an, daß ich in der Kreisſtadt 
Oſtrowo am Ifien April d. J eine 

Buch-, Muſikalien- und Schreibmaterialien⸗ 

Handlung, verbunden mit Leſebibliothek, Jour⸗ 

nalzirkel und muſikaliſcher Leih-Anſtalt, 
eröffnen werde. 

Alle darin einſchlagende Artikel werde ich größten⸗ 
theils vorräthig halten, oder in ſehr kurzer Zeit ſchaf⸗ 
fen können. 

Durch reelle und prompte Bedienung hoffe ich das 
Vertrauen eines hohen Adels und reſp. Publikums 
mir bold zu erwerben, und empfehle daher dieſes 
neue Etabliſſement auf das Angelegentlichſte. 

Poſen, im März 1845. f 

Ehrenfried Lorenz. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land- und Stadtgericht zu Poſen, 
den Iſten März 1845. 


Das hier in der Vorſtadt St. Martin auf der 
Bergstraße sub No. 180, belegene, dem Regierungs⸗ 


Baurath Daniel Ludwig Scildner und deſ⸗ 
fen Kindern Marie Emilie Ferdin ande Ca: 
roline Auguſte und Johannes Michael 
Emil Arthur Geſchwiſtern Schildner und der 
geſchiedenen Rechnungsräthin Müller, Amalie 
Caroline geborne Schildner gehörige Grund⸗ 
ſtück, abgeſchätzt auf 22,934 Rihlr. 18 fgr. 4 pf, 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 7ten Oktober 1845 Vormittags 

um 11 Uhr 

an ordentlicher Gerichtsſtelle Theilungshalber ſubha⸗ 
ſtirt werden. 

Nach der gerichtlichen Taxe hat das Grundſtück 
einen Materials Werth von 15,666 Rthlr. 6 ſgr. 8 
pf., und einen Ertragswerth von 30,203 Rthlr. 
Es werden Gebote ſowohl auf das geſammte Grund— 
ſtück, als auf einzelne Theile deſſelben angenommen, 
zu welchem Behuf nach dem in der Regiſtratur ein- 
zuſehenden Situations-Plane das Grundſtück in drei 
beſondere Parzellen abgetheilt worden iſt, deren Ta⸗ 
xen ebenfalls in der Regiſtratur einzuſehen ſind. 

Die den Werth des ganzen Grundſtücks auf 
22,934 Rthlr. 18 fgr. 4 pf. feſtſtellende gerichtliche 


Taxe iſt im Jahr 1841 und die gerichtlichen Taxen 
der einzelnen Theile des Grundſtücks ſind im Jahre 


1844 aufgenommen worden. 
— 
Ediftal ⸗ Citation. 

Bereits im Jahre 1803 iſt über das Vermögen 
des ehemaligen Kämmerers zu But, Melchior 
Engler, Concurs eröffnet, derſelbe während der 
Fremdherrſchaft liegen geblieben und zwar nachher 
wieder aufgenommen, aber weil die Koſten die dar 
mals ermittelte Maſſe abſorbirten, ſind dem An⸗ 
trage der Gläubiger nach Akten reponirt. 

Bei Reviſion des Buker Kreis-Depofitorit iſt aber 
Maſſe ermittelt und der Concurs jetzt von Neuem 
aufgenommen. 

Alle diejenigen, welche Anſprüche an dieſelbe zu 
haben vermeinen, werden hiermit ad terminum 

den 9. Juni Vormittags um 10 Uhr 
vor unſerm Deputirten Herrn Ober-Landesgerichts⸗ 
Aſſeſſor Janicki vorgeladen, ſich perſönlich, oder 
durch geſetzlich zuläſſige Bevollmächtigte zu melden, 
und ihre Anſprüche anzugeben und zu beſcheinigen. 
Wer in dieſem Termine nicht erſcheint, wird mit al⸗ 
len ſeinen Anſprüchen an die Maſſe präkludirt, und 
ihm gegen die übrigen Gläubiger ein ewiges Still: 
ſchweigen auferlegt werden. 

Grätz den 3. Januar 1845. 

Königl. Land- und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Der Möhlen-Beſitzer Saſſe zu Kaminchen 
wünſcht einen in ſeiner dortigen Waſſermühle im 
Jahre 1836 angelegten und bisher nur zum eigenen 
Bedarf benutzten Mahlgang für die Zukunft gewerbs⸗ 
weiſe zu benutzen, und hat den hierzu erforderlichen 
Konſens beantragt. 

Nach F. 229. seq. Tit. XV. Th. 11. Allg. L. R. 
und der Bekanntmachung im Bromberger Amtsblatt 


pro 1837 Seite 274. seg. werden in Folge deſſen 


alle diejenigen, welche gegen die Ertheilung des frag⸗ 
lichen Conſenſes Einſprüche erheben zu können glau⸗ 
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ben, aufgefordert, ſolche binnen 8 Wochen präklu⸗ 
ſtwiſcher Friſt bei dem unterzeichneten Landrathsamte 
anzubringen. 1 
Czarnikau, den 14. März 1845. 
Königl. Landraths-Amt. 


Auktion 


Dienſtag den Iften April ſollen wegen 
Wohnortsveränderung Walliſchei No. 63. im erſten 
Stock Vormittags von 10 und Nachmittags von 3 
Uhr ab mehrere gut erhaltene Möbels von Birken⸗ 
holz, Porzelan, Glas, Haus- und Küchengeräth⸗ 
ſchaften, nebſt verſchiedenen anderen Gegenſtänden, 
an den Meiſtbietenden gegen gleich baare Zahlung in 
Pr. Courant verſteigert werden. 

Anſchütz, 
Hauptmann a. D. und K. Aukt⸗Comm. 


Anerbieten. 


Ein Etabliſſement, welches in den meiſten euro⸗ 
päiſchen Staaten Geſchäfte macht, hat außerhalb 
Sachſens noch eine Anzahl Agenturen zu vergeben, 
mit welchen ſehr bedeutende Provifionen verbunden 
ſind, ſo daß es den Agenten bei Thätigkeit und So⸗ 
lidität, ſelbſt auf dem kleinſten Platze, möglich wer⸗ 
den kann, jährlich Tauſende von Thalern zu verdie⸗ 
nen, ohne nöthig zu haben, die anderweiten Ge⸗ 
ſchäfte deshalb aufgeben zu müſſen. Zur Uebernah⸗ 
me einer ſolchen Agentur ſind ſowohl Kaufleute, als 
auch andere, mit der Feder nur einigermaßen ver⸗ 
traute Perſonen geeignet. Da Caution nicht erfor⸗ 
derlich iſt, jedoch ſtrenge Ordnungsliebe und Pünkt⸗ 
lichkeit verlangt wird, fo wird, da dies bei den Bes 
kanntſchaften des Etabliſſements möglich iſt, über 
jeden Bewerbenden genaue Erkundigung eingezogen, 
weshalb auch den Anfragen keine Zeugniſſe beizufü⸗ 
gen find. — Diesfallfige, zu frankirende und in 
deutſcher Sprache zu ſchreibende Anfragen erbittet 
man ſich baldigſt unter der Chiffre E. & W. poste 
restande Zwönitz in Sachſen. — Unfrankirte 
Briefe gehen uneröffnet zurück. Die Antworten 
bekommen jedoch die Bewerber unfrankirt. 


Mein Haus, kleine Gerberſtraße No. 6., wel: 
ches ſolide gebaut und bequem eingerichtet iſt, beab⸗ 
ſichtige ich, nebſt angrenzendem Garten, dreiſchnit⸗ 
tiger Wieſe, Bauplatz und großem Hofraum, aus 
freier Hand zu verkaufen, und können die Kaufbe⸗ 
dingungen bei mir eingeſehen werden. 

Poſen, den 15. März 1845. 

Hildebrandt, 
Brunnen und Röhrmeiſter. 


Das in Poſen an der Wronker⸗Straße unweit 
des Altmarkts belegene Grundſtück No. 15., beſte⸗ 
hend aus einem maſſiven Wohnhauſe von drei Eta= 
gen, (39° Fronte), aus zwei Nebengebäuden und 
einem Hofraum, ſoll aue freier Hand verkauft wer⸗ 

en. Seiner vortheilhaften Lage, in der Mitte der 

Stadt, und ſeines im Haufe befindlichen Spring: 
brunnens wegen, eignet ſich das Grundſtück zu jedem 
gewerblichen Zwecke. Von dem Kaufgelde darf nur 
die eine Hälfte eingezahlt werden, die andere bleibt 
ſtehen. Ecert. 


Thermometer⸗ und Barometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 16. bis 22. März. 
— — 


Wind. 


meter⸗ 
tand. 


E 


Börse von Berlin. 


reus. 


our 


Zins- 


Den 22. März 1845. Fuss. Brief. 


Staats- Schuldscheine 34 994 
Präm.-Scheine d. Seehandlung . 1 943 
Kurm. u. Neum. Schuldversehr. | 35 — 19% 
Berliner Stadt- Obligationen . . 3411004 | — 
Danz. dito v. in I. „ — 48 — 
Westpreussische Pfandbriefe 31 — 984 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 110444 — 
dito dito dito. | 341,982 1.98 
Ostpreussische dito 31 100 — 
Pommersche dito 373 1002 — 
Kur- u. Neumärkische dito 31 .|1003 | 995 
Schlesische dito 33 — 997 
Feisärichsdior iu... can. 0.0 nen — 1375| 1375 
Andere Goldmünzen a 5 Thlr. — II 194 
Discont o Lan — 3% 44 
Actien. 5 
d. Eisenbahn — 202 
1 , Prior. Ob lig. 4 — — 
Magd. Leipz. Eisenbahn.. — 11756 | — 
dito. dto. Prior. Oblig,.. 4 — 11034 
Berl, Anh. Eisenbahnn — 11554 11544 
dto. dto. Prior, Oblig... .. 4 — 1102 
Düss. Elb. Eisenbahn ..,.,, 5 1074 1063 
dio. dto. Prior. Oblig.. 4 2 AR 
Rhein, Eisenb ann — — 1000 
dto. die, Prior. Ob lig... 4 991 — 
dto. vom Staat garant... 31 964 — 
Berlin-Frankfurter Eisenbahn. 5 160 159 
dito. dito. Prior. Oblig. 4 — — 
Ob. Schles. Eisenbahn 4 125 124 
do do, do, Litt. B. v. eingez. — 1184 1174 
Brl.-Stet, E. Lt. A und 3. — 1344 1334 
Magdeb- Halberstädter Eisenb. 4 113 112 
Bresl.- Schweid,-Freibg.-Eisenb, 4 — — 
dito. dito. Prior. Oblig .. 4 — — 
Bonn Kölner Eisenbahn 5 1141 — 


Getreide⸗Marktpreiſe von Poſen, 
den 19. März 1845. 
(Der Scheffel Preuß.) 


$ i | uf 

MWerzend. Schfl.zul6Me| I 2— 
Roggen dito 16 
PT RENTEN SE 26.— 
o 197. 
Buchweizen 4.— 
enn e 6 6 
5 e = = — 
eu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 24 .— 
Stroh, Schoc zu 1200 Pf. Sul 
Butter, das Faß zu 8 Pld. li 22] 6 


Mit einer Beilage: Landtags- Verhandlungen. 


